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Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— No. 6. 


(No. 275.) Bekanntmachung vom 17ten April 7815., betreffend den, aber die Auf 
thebung der Vayonner Konvention mit dem Kaiſerlich⸗Ruſſiſchen Hofe 
am often März d. J. geſchloſſenen Vertrag, = 


Da ene zwiſchen Sr. Majeſtaͤt dem Könige und Sr. Ruſſiſch⸗Kaiſerlichen 
Majeſtaͤt den Zoſten Maͤrz d. J. geſchloſſene Uebereinkunft, iſt die zwiſchen 
dem vormaligen Kaiſer von Frankreich und dem Koͤnige von Sachſen am 
loten Mai 1808. zu Bayonne geſchloſſene Konvention, durch welche die Ka: 
pitalien Preußiſcher Geldinſtitute und Stiftungen im Herzogthume Warſchau 
dem Koͤnige von Sachſen und dem Herzogthume Warſchau abgetreten worden, 
aufgehoben. Hiernach iſt ; Ge 

den Preußiſchen⸗Geldinſtituten und Stiftungen, fo wie den Privatper⸗ 
ſonen, deren im Herzogthume Warſchau untergebrachte Kapitalien auf den 
Grund der Konvention von Bayonne mit Beſchlag und Konfiskation belegt 
worden ſind, die freie Dispoſition uͤber ihr Eigenthum wieder gegeben. 


Haben die kontrahirenden Maͤchte wechſelſeitig zugeſichert, daß die Un⸗ 
terthanen der einen Macht in dem Antheile der anderen in Ruͤckſicht auf ihr 
Eigenthum den beſondern Schutz der Geſetze genießen, und in der Ausübung 
ihrer diesfaͤlligen Rechte auf keine Weiſe und unter keinem Vorwande beein⸗ 
traͤchtiget werden ſollen. 


Diejenigen Kapitalien, welche auf Guͤtern des Rußland verbleibenden 
Antheils eingetragen ſind, und der Bank und der General⸗Invalidenkaſſe 
gehören, werden mit den ruͤckſtaͤndigen und laufenden Zinſen nach einer beſon⸗ 
dern Vereinigung Seiner Majeſtaͤt mit dem Kaiſer von Rußland, fuͤr Rech⸗ 
nung des Ruſſiſchen Antheils des Herzogthums Warſchau eigenthuͤmlich uͤber⸗ 

wieſen und der Werth verabredetermaaßen an Preußen erſtattet. 
Jahrgang 1815. f ö f 


4. Die 


(Ausgegeben zu Berlin den zoften Mai 1815.) 


PS 38 — 


Die Inhaber der Kapitalien, welche bisher als muthmaaßliches Eigen⸗ 
thum des Staates oder eines Geldinſtituts zu den Bayonner Summen ge⸗ 
rechnet, und mit Beſchlag belegt worden find, muͤſſen ſich zwar, fo wie dieſe 
Inſtitute ſelbſt diejenigen Summen, welche ihr Schuldner an den Schatz des 
Herzogthums Warſchau, es ſey auf Kapital oder Zinſen, durch authentiſche 
Quittungen gezahlt zu haben nachweiſet, auf Kapital und Zinſen in Abzug 
bringen laſſen; fie zeigen aber dieſen Abzug der 2ten Sektion des Minifterii 
der auswaͤrtigen Angelegenheiten zu Berlin an, welches den Erſatz dieſer in 
Abzug gebrachten Summen von der Regierung des Herzogthums Warſchau 
erhalten und den Eigenthuͤmern zuſtellen laſſen wird. 

5 
Die Gläubiger der Unterthanen des Herzogthums Warſchau muͤſſen 
ſich übrigens denjenigen, durch Zeit und Umſtaͤnde nöthig gewordenen Maaß⸗ 
regeln unterwerfen, welche die Rettung ihrer Kapitalien und die Erhaltung 
der Gutsbeſitzer im Herzogthum Warſchau erfordern, und von den hohen 
kontrahirenden Maͤchten zur Ausſchließung alles kuͤnftigen Mißverſtandes in 
den nachfolgenden additionellen Artikeln verabredet worden ſind. 
Wien, den I7ten April 1815. ö 


ö Der Staatskanzler 
C. Fuͤrſt von Hardenberg. 


Additiorelter Artikel 
zu dem Vertrage, welcher die Bayonner Konvention aufhebt. 


Jun Verfolg des Vertrages vom heutigen Tage, welcher die, uͤber die Preu⸗ 
ßiſchen, im Herzogthum Warſchau befindlichen Kapitalien zu Baponne am 
Joten Mai 1808. errichtete Konvention aufhebt, iſt die abſolute Unmoͤglichkeit 
in Erwaͤgung gekommen, in welcher ſich die Schuldner befinden „ihren Glaͤu⸗ 
bigern, denen ſie auf Johannis d. J. großentheils neunjaͤhrige Zinſen ruck⸗ 
ſtaͤndig find, ſofort und vollſtaͤndig gerecht zu werden; daß ein ruͤckſichtloſes 
Verfahren gegen dieſelben die auf ihren Guͤtern eingetragenen Kapitalien ſelbſt 
in Gefahr bringen, und daß um den hieraus entſtehenden ungluͤcklichen Fol⸗ 
gen vorzubeugen, dem ruſſiſchen Gouvernement des Herzogthums Warſchau 
nichts übrig bleiben wuͤrde, als gewiſſe mit dem Intereſſe der Glaͤubiger und 


Schuldner 


: * a g 
Schuldner gleich einverſtandene Zahlungs⸗Modifikationen vorzuſchreiben. Die 
hohen kontrahirenden Theile haben es nöthig gefunden, ſich über ſolche Zah⸗ 
lungs⸗Modalitaͤten zu verſtaͤndigen, und find Uber folgende Punkte uͤber⸗ 
eingekommen. . 8 a 
SE artikel L; = 

Es wird ſaͤmmtlichen Schuldnern, ſowohl denen, deren Kapitalien in 
der Bayonner Konvention befangen geweſen ſind, als auch den uͤbrigen im 
Herzogthum Warſchau befindlichen Schuldnern Preußiſcher Unterthanen, in 
Ruͤckſicht des Kapitals, ein, von Weihnachten dieſes Jahres ab, zu rechnendes 
ſechsjaͤhriges Moratorium ertheilt. Wahrend dieſer Zeit findet die Aufkuͤndi⸗ 

gung keines Kapitals Statt; nach Ablauf derſelben kaun jaͤhrlich nur der vierte 

Theil des Kapitals von oben herab gekuͤndiget werden. i 


2 Artikel II. = 

Der Zinsfuß wird für die Dauer des Moratoriums auf Vier vom Hun⸗ 

dert geſetzt, ohne Ruͤckſicht, welcher Zinsfuß in der Obligation verſchrieben iſt. 
5 Artikel III. : 

Was die Zinfen feit dem Jahre 1806. betrifft, fo ſoll die eine Hälfte 
derſelben in gleiche Theile vertheilt, binnen ſechs Jahren, von Weihnachten 
dieſes Jahres ab gerechnet, mit den laufenden Zinſen zugleich abgefuͤhrt wer⸗ 
den. Die zweite Haͤlfte ſind die Kreditoren erſt dann zu fordern berechtigt, 
wenn die Regierung den Schuldnern die Kriegslieferungen, Vorſchuͤſſe und 
ſonſtige Leiſtungen vergüten wird. Dieſe Verguͤtigung beſtimmt zu gleicher 
Zeit die Art und Weiſe, in welcher dieſe zweite Haͤlfte bezahlt werden muß; 
dergeſtalt, daß die Kreditoren immer auf den ganzen Betrag dieſer Verguͤtung, 
ſo weit ſie zur Deckung dieſer zweiten Haͤlfte noͤthig iſt, Anſpruͤche behalten. 

5 N Artikel IV. 

Damit ein Debitor, welcher mit Rechtlichkeit bemuͤht geweſen iſt, ſei⸗ 
nen Verpflichtungen nach Kraͤften zu genuͤgen, nicht haͤrter wie ein ſaͤumiger 
Zahler behandelt wird; ſo iſt man uͤbereingekommen, daß Alles, was bereits 
auf die ſeit Johannis 1806. erwachſenen Zinſen bezahlt worden iſt, auf die 
zu zahlende erſte Haͤlfte der Zinſen gerechnet werden kann, jedoch ſo, daß der 

Reſt dieſer Haͤlfte nach der Beſtimmung des Artikel III. mit Weihnachten die⸗ 
ſes Jahres anzufangen, berichtiget werden muß. 
Eine Reklamation deſſen, was der Debitor einmal an Zinſen uͤber die 
erſte Haͤlfte gezahlt hat, findet aber unter keinen Umſtaͤnden ſtatt. f 
. Artikel V. ö 
Die Debitoren, welche der in dem Artikel I. bis III. enthaltenen Be⸗ 
guͤnſtigung theilhaftig werden wollen, muͤſſen bei der Publikation dieſer Kon⸗ 
vention, ſofort den in derſelben enthaltenen an genügen, und bin⸗ 
N i 8 F 2 5 nen 
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nen fuͤnf Monaten, vom Tage der Publikation an: gerechnet, ihren: Kredito⸗ 
ren eine authentiſche gerichtliche Erklärung: aushaͤndigen, im: welcher: fie fich- 
ohne Prozeß der Exekution für den: Fall! unterwerfen, daß: fie: ihre: Verbind⸗ 
lichkeiten nicht auf das Strengſte: erfuͤllen; dergeſtalt, daß eine Zahlungs⸗Ver⸗ 
zoͤgerung von Vier Wochen dem: Kreditor das Recht giebt, ſogleich mit der. 
Exekution. zu verfahren. 
Artikel VI. 

Seine Majeſtaͤt der: Kaiſer aller: Reuſſen erkennen bie: in den vorſte⸗ 
henden Artikeln enthaltenen Zahlungs⸗Erleichterungen zur Erhaltung wohlge⸗ 
ſinnter Schuldner für hinreichend, und es iſt Ihr Wille, nie einem Schuldner 
eines Preußiſchen Untert ans groͤßere Zahlungs⸗Beneficien zu bewilligen oder 
zu geſtatten, daß ſolche bewilliget werden. Seine Kaiſerliche Mafeſtaͤt wollen 
im Gegentheil, daß den Tribunalen ausdruͤcklich befohlen werde, nach dem 
Juhalte dieſer. Konvention gute und ſchnelle er hh Huͤlfe zu leiſten. 

Artikel. VII.. 

Die in dieſen additionellen Artikeln enthaltenen Stipulationen follen: 
dieſelbe Kraft haben, als wenn ſie von Wort zu Wort in dem Hauptver⸗ 
trag von dieſem Tage, welcher: die: TR von Bayonne vernichtet, 
aufgenommen waͤren. 


Zu. deffen: Beglaubigung: haben Die: resp. Bevollmächtigten: bieſes ge⸗ 
zeichnet und mit ihren Siegeln verſehen. 


Geſchehen zu Wien, den: Zoften. März: 1815.1 


C. Furſt v. Hardenberg. | Johann b. Anſtett. 


(No. 276.) 
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(No: 276.) Bekanntmachung vom sten Mai 1815. betreffend die Verpflichtung; der 
8 Staats⸗Beamten zum Militairdienſt. 


8 Durch die an mich gerichtete: allerhöchſte Kabinetsordre vom Toten: v. M. 
nachſtehenden Inhalts: 


„Zur Berichtigung mehrerer geſchehenen Anfragen: ob diejenigen Staats⸗ 
„diener, welche im letztern Kriege der Armee: gedient haben, und ſpaͤter 
„zu ihren Civilpoſten zuruͤckgekehrt waren, verpflichtet ſind, jetzt wieder in 
„die Armee einzutreten, trage Ich Ihnen auf, durch das Miniſterium den 
„betreffenden Behoͤrden bekannt zu machen, daß zwar nach Meiner Abſicht, 
„keiner der genannten Staatsdiener genöthigt ſeyn ſoll, noch einmal in 
„die Armee oder in die Landwehr des erſten Aufgebots zu treten, daß aber 
„in keinem Fall denjenigen, die ihr Gefühl: antreibt, noch einmal für das 
„Vaterland zu fechten, deshalb Hinderniſſe entgegengeſtellt werden ſollen, 
„ſofern ihre Poſten, die ihnen natuͤrlich vorbehalten bleiben muͤſſen, ent- 
„weder uͤbertragen oder bis nach beendigtem Kriege anderweitig beſetzt 
„werden koͤnnen, wobei die fruͤhern. Beſtimmungen wegen: des Gehalts 
„wieder gültig werden. Wien, den 10ten April 1815. 5 
Friedrich Wilhelm. 


An den Staats⸗Kanzler Fuͤrſten v Harden Ber: 
haben Se. Majeſtaͤt in Rückſicht auf diejenigen Civil Beamten verfügt, welche im 
letztern Kriege in der Armes gedient hatten und hierbei zugleich die fruͤhern Be⸗ 
ſtimmungen wegen des Gehalts in Guͤltigkeit zu ſetzen geruhet. Mehrere An⸗ 
fragen uͤber den Militairdienſt der Staatsbeamten uͤberhaupt, veranlaſſen mich, 
fiir. die Civilbeamten nachſtehende⸗ Bekanntmachung zu erlaſſen, deren Beſtim⸗ 
mungen aus dem Edikte vom Zten September v. 3. der Verordnung vom ten 
v. M., der Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre vom Joten v. M. und aus den mehrern 
in Betreff der Verpflichtung zum Kriegesdienſte und der Gehaltszah lungen waͤh⸗ 
rend des Ktiegesdienſtes erkaſſenen Verfuͤgungen hervorgehen. 


1) Dies etatsmaͤßig angeſtellten Civil, Beamten haben nicht noͤthig in den ak⸗ 
tiven Militairdienſt zu treten, in ſoweit das Edikt vom Zten September 
18 14. ſie nicht zur Landwehr verpflichtet. (F. 8. Litt. a, Edikt vom Zten 
September 1814.) Die in den neu vereinigten Provinzen proviſoriſch an⸗ 
geſtellten Beamten werden dem etatsmaͤßig angeſtellten gleich gezaͤhlt. 
2) Civilbeamte, welche den Kriegesdienſt in den Jahren 1813 u. 18 14. geleiſtet 
haben, ſind auch von dem Eintritt in das Iſte Aufgebot der Landwehr befreit, 


fie moͤgen uͤhrigens etatsındgig oder als Didtarien angeſtellt ſeyn oder 
unentgeldlich beſchaͤftigt werden. (Kabinets⸗Ordre vom 10ten April 1815.) 


3) Ein zur Landwehr des erſten Aufgebots verpflichteter etatsmaͤßig ange⸗ 
ſtellter Tivilbeamte kann nur dann von dem Eintritt in dieſelbe befreit 
werden, wenn fein Chef pflichtmaͤßig erklart, daß er in feinen Arbeiten 
von einem andern nicht übertragen werden könne. (Kabinetsordre vom 
Ziſten Maͤrz 18 13. No. 1.) RE 


4) Wo bei Subalternen⸗Poſten ohne Nachtheil für den Dienſt eine Subſtitu⸗ 
tion unbedenklich eintreten kann, findet die Exemtion auf den Grund der 
Unentbehrlichkeit nicht flatt. Ein junger Subaltern⸗Beamte von 20 bis 
25 Jahren muß daher freiwillig in das ſtehende Heer treten oder dem 
Aufruf zur Landwehr folgen, wenn er auf weitere Befoͤrderung Anſpruch 
machen will. f N 
Es verſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß jeder Beamte, der ſich in die⸗ 
ſem Verhaͤltniß befindet, den Aufruf zur Landwehr abwarten koͤnne, und 
daß ihm, wenn der Aufruf nicht erfolgt, kein Nachtheil daraus erwach⸗ 
‚sen ſolle. ä N 


5) Bei allen nicht etatsmaͤßig angeſtellten, ſondern nur gegen Diaͤten oder 
unentgeldlich befchäftigten Beamten von 20 bis 25 Jahren tritt die Exem⸗ 
tion nicht ein, ſondern ſie ſind verpflichtet, entweder als Freiwillige 
in das ſtehende Heer zu treten oder in dem ifien Aufgebot der Landwehr 
zu dienen. a N ! 


6) Falls dieſe No. 5 benannten Beamten zur Landwehr nicht aufgerufen 
werden, findet die Verordnung vom 7ten v. M. No. 14. dergeſtalt auf ſie 
Anwendung, daß fie zur Beförderung nicht vorgefchlagen werden koͤnnen. 


7) Wo es in irgend einem Verwaltungszweige Beamte giebt, die zwar 


beſoldet werden, jedoch nicht aus der Kaſſe des Staats, da wird es wie 
bei wirklich beſoldeten Staatsdienern gehalten. N 


8) Wenn ein Civilbeamter den Krieges dienſt freiwillig wählt, der Chef der 

Behoͤrde jedoch auf den Grund der Unentbehrlichkeit ſeines Dienſtes die 
Entlaſſung verweigert, iſt es die Pflicht des Beamten, fuͤr ſeine Subſtitu⸗ 
tion ſelbſt Sorge zu tragen. i 


9) Jedem Civilbeamten, welcher freiwillig in das ſtehende Heer tritt oder 
zum Iften Aufgebot der Landwehr aufgerufen wird, verbleibt ſein Po⸗ 
ſten und er kehrt nach vollendetem Kriegesdienſt in denſelben zurück. 

a 8 10) War 


— 


: 180 War der Civilbeamte nur gegen Diaͤten oder unentgeldlich befchäftigt, 
oder zog er fein Gehalt nicht aus: öffentlicher Kaffe, fo ſoll nach vollen 


detem Kriegesdienſt für feine fixirte oder gegen Diaten zu bewirfende 
Anſtellung unverzuͤglich Sorge getragen werden. 


31) Jeder Civilbeamte, der in das ſtehende Heer als Freiwilliger 115 in 
die Landwehr tritt, behält feine fixirte Beſoldung, dergeſtalt, daß ihm 
zur Equipirung ein 2⸗ bis Zmonatlicher Gehalts vorſchuß bewilligt . 
Ueber die fortlaufende Beſoldung kann er ſelbſt disponiren. 


ä 12) Wenn ein in den Krieges dienſt tretender Civilbeamte Offieier⸗Beſol⸗ 


dung erhaͤlt, wird ihm ſolche auf ſein Civilgehalt zwar abgerechnet, doch 
dergeſtalt, daß ihm jederzeit zwei Drittel des letztern neben der Offieiers⸗ 
Beſoldung verbleiben muͤſſen. 


13) Eben dieſe Beſtimmungen (No. II. und 12.) gelten von den Beamten, 
die in den neu vereinigten Provinzen der Monarchie nur proviſoriſch ange⸗ 
ſtellt waren. 


14) Bei den Diaͤtarien findet ganz daffelbe ſtatt. Sind felbige jedoch nur 
für einen vorübergehenden Zweck angenommen, fo erhalten fie den drei⸗ 
monatlichen Belauf zu ihrer Equipirung und fortlaufend wird ihnen als 

Beihuͤlfe zu ihrem Militairſolde die Halfte der Diaͤten bewilligt, die fie bei 
fortgeſetzter Civilbeſchaͤftigung bezogen haben würden. 


15) Wenn penſionirte oder auf Wartegeld ſtehende Militair⸗ oder Civilbeamte 
freiwillig in das ſtehende Heer treten, oder in das erſte Aufgebot der Land⸗ 

wehr ſich anſchließen, ſo ſoll ihnen an ihrer Penſion oder dem Wartegelde 
nichts abgezogen werden, wenn ſie auch Offieiersbeſoldung erhalten. 


16) Auf Kommunal⸗ und Patrimdensk Beamte finden alle dieſe Vorſchriften 
Anwendung. 

Keine Kommune wird ſich bei der Wichtigkeit des Zwecks entziehen, die 
etwa erforderlichen Zuſchuͤſſe aufzubringen. Wo die Unmoͤglichkeit 
eintritt, wird die Staatskaſſe zu Huͤlfe kommen. 

Wo Privatbehoͤrden intereſſiren, ſoll nur freie an zu etwani⸗ 
ger Unterſtuͤtzung ſtatt finden. 


17) Wenn Civilbeamte nicht im aktiven Kriegesdienſte, ſondern bei den Mi⸗ 
litairbehoͤrden in irgend einer Art zu Civilverrichtungen gebraucht werden, 
"fo erhalten ſie nur die damit verknuͤpfte Beſoldung. 


Dieſes 


1 — 
Dieſes findet nicht auf diejenigen e „die in ben Felddienſt ein⸗ 


getreten ſind, aber in ſelbigem wegen erhaltener Wunden N wei⸗ 
ter beſchaͤftigt werden koͤnnen. 8 


1805 Wenn uͤber die Anwendung irgend einer ſpeziellen Vorſchrift ein Zweifel 
entſtehen ſollte, ſo muß die Behoͤrde von dem Geſichtspunkt der Verord⸗ 
nung vom 7ten v. M. No. 14. dahin ausgehen, daß zu einem öffentlichen 

Amte niemand in Vorſchlag gebracht werden duͤrfe, der nicht entweder vor 
1700. geboren iſt, oder bei welchem nicht die Bedingungen der Verord⸗ 
nung vom 7ten v. M. No. 14. eintreten. Es verſteht ſich daher auch von 
ſelbſt, daß die Dauer des Krieges den Zeitpunkt beſtimme, bis zu welchem 
die Unfaͤhigkeit, zum Staatsdienſte vorgeſchlagen zu werden, erſtreckt wird, 
da die Abſicht nur iſt, daß jeder waffenfaͤhige junge Mann, der jetzt 20 
Jahr alt iſt, oder waͤhrend des Krieges ſein 20ſtes Jahr vollendet, an 
der Vertheidigung des Vaterlandes ehrenvollen Antheil nehme. 


Wien, den bten Mai 1815. 


. Der Staats⸗ Kanzler 2 
| 10 5 Fuͤrſt. von e ee, 


